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Drucksache V/4686 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 27. August 1969 

III/l —68070— E—AU5/1/69 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinsdiaften 
hier: Handelspolitik 

in der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates zur Schaffung einer gemein- 
samen Regelung der Ausfuhr der EWG 

eine Verordnung des Rates über die Anwendung der Ver- 
ordnung zur Sdiaffung einer gemeinsamen Regelung der 
Ausfuhren der EWG auf die französisdien überseeisdien 
Departements. 

Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 1. August 
1969 dem Herren Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu den genannten Kommissions- 
vorschlägen ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung der Kommissionsvor- 
schläge durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihren Vorschlägen übermit- 
telte Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudcerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
zur Schaffung einer gemeinsamen 
Regelung der Ausfuhren der EWG 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 111, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 170/67 (EWG) ^) 
sowie auf die Verordnungen über die gemeinsamen 
Agrarmarktorganisationen, insbesondere auf die Be- 
stimmungen dieser Verordnungen, die ein Abwei- 
chen vom allgemeinen Grundsatz ermöglichen, alle 
mengenmäßigen Beschränkungen oder Maßnahmen 
gleicher Wirkung lediglich durch die es diesen Ver- 
ordnungen vorgesehenen Maßnahmen zu ersetzen, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Ablauf der Übergangszeit ist die gemein- 
same Handelspolitik nach einheitlichen Grundsätzen 
zu gestalten; dies gilt insbesondere für die Aus- 
fuhrpolitik. Die Durchführung dieser Politik setzt 
eine schrittweise Vereinheitlichung während der 
Übergangszeit voraus. 

Es scheint deshalb angebracht, eine gemeinschaft- 
liche Regelung der Ausfuhren der EWG zu schaffen. 

In sämtlichen Mitgliedstaaten sind die Ausfuhren 
fast vollständig liberalisiert. Unter diesen Bedin- 
gungen scheint es möglich, auf Gemeinschaftsebene 
den Grundsatz festzuhalten, daß die Ausfuhren nach 
dritten Ländern keinen mengenmäßigen Beschrän- 
kungen unterliegen, abgesehen von den durch diese 
Verordnungen vorgesehenen Ausnahmen. 

Die Kommission muß unterrichtet werden, wenn 
ein Mitgliedstaat infolge eines außergewöhnlichen 
Ansteigens entweder der getätigten Ausfuhren oder 
der Anträge auf Titel zur Ausfuhrgenehmigung der 
Auffassung ist, daß Schutzmaßnahmen erforderlich 
sein könnten. 

Es ist von wesentlicher Bedeutung, insbesondere 
anhand dieser Informationen im Rahmen eines be- 
ratenden Ausschusses die Bedingungen der Aus- 
fuhren, ihre Entwicklung und die verschiedenen Ge- 
sichtspunkte der Wirtschafts- und Handelslage so- 
wie gegebenenfalls die erforderlichen Maßnahmen 
zu prüfen. 


^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 130 
vom 28. Juni 1967, S. 2596/67 


! Es kann sich auf diese Weise als notwendig er- 
weisen, auf Gemeinschaftsebene eine Überwachung 
gewisser Ausfuhren einzuführen oder vorsichts- 
halber vorläufige Maßnahmen zur Abwehr uner- 
warteter Praktiken . einzuführen; das Gebot der 
Schnelligkeit und der Wirksamkeit rechtfertigt es, 
die Kommission zu ermächtigen, in einem Dringlich- 
keitsverfahren über diese letztgenannten Maßnah- 
men zu entscheiden, unbeschadet der späteren Hal- 
tung des Rates, dem es obliegt, die den Interessen 
der Gemeinschaft gemäße Politik zu bestimmen. 

Es scheint angebracht, den Mitgliedstaaten die 
Möglichkeit zu eröffnen, unter gewissen Bedingun- 
gen vorläufige nationale Schutzmaßnahmen zu er- 
greifen. 

Es ist wünschenswert, daß während der Anwen- 
dungsdauer der Schutzmaßnahmen Konsultationen 
stattfinden können, um deren Auswirkungen festzu- 
stellen und zu überprüfen, ob die Voraussetzungen 
für ihre Anwendung weiterhin vorliegen. 

Es erscheint angebracht, gewisse in der Anlage 
aufgeführte Waren vorläufig von der gemeinschaft- 
lichen Liberalisierung auszuschließen, bis zu dem 
j Zeitpunkt, zu dem der Rat eine gemeinschaftliche 
|. Regelung für sie eingeführt hat. 

, Die vorliegende Verordnung muß alle Waren er- 
fassen, und zwar sowohl gewerbliche als auch land- 
wirtschaftliche Erzeugnisse; für letztere muß sie er- 
gänzend zu den Marktordnungen sowie zur Verord- 
nung Nr. 170/67 (EWG) Anwendung finden; es muß 
jedoch vermieden werden, daß die Vorschriften 
dieser Verordnung sich mit jenen der vorerwähnten 
Verordnungen und insbesondere mit deren Schutz- 
klauseln überschneiden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


TITEL I 

Grundsatz 

Artikel 1 

Die Ausfuhren der EWG in dritte Länder sind 
frei, d. h. keinen mengenmäßigen Beschränkungen 
unterworfen, mit Ausnahme derjenigen, die in Über- 
einstimmung mit den Vorschriften dieser Verord- 
nung Anwendung finden. 
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TITEL II 

Gemeinschaftliches Informations- und 
Konsultationsverfahren 

Artikel 2 

Ist ein Mitgliedstaat infolge eines außergewöhn- 
lichen Ansteigens entweder der getätigten Ausfuh- 
ren oder der Anträge auf Titel zur Ausfuhrgeneh- 
migung der Auffassung, daß Schutzmaßnahmen im 
Sinne von Titel III erforderlich sein könnten, infor- 
miert er die Kommission; diese unterrichtet die 
übrigen Mitgliedstaaten. 

Artikel 3 

Zu jeder Zeit können Konsultationen entweder 
auf Antrag eines Mitgliedstaates oder auf Initiative 
der Kommission eröffnet werden. Sie müssen binnen 
4 Werktagen stattfinden, wenn bei der Kommission 
die in Artikel 2 erwähnte Information eingegangen 
ist und jedenfalls vor Einführung jedweder Schutz- 
maßnahmen. 

Artikel 4 

1. Die Konsultationen finden in einem beratenden 
Ausschuß statt, im folgenden „Ausschuß" genannt; 
der Ausschuß besteht aus Vertretern eines jeden 
Mitgliedstaates; ein Vertreter der Kommission führt 
den Vorsitz, 

2. Der Ausschuß wird von einem Vorsitzenden 
einberufen. Dieser übermittelt den Mitgliedstaaten 
binnen kürzester Frist alle zweckdienlichen Informa- 
tionen. 

3. Die Konsultationen erstrecken sich insbesondere 
auf 

a) die Bedingungen und die Entwicklung der Aus- 
fuhren sowie die Wirtschafts- und Handelslage 
bei der betreffenden Ware; 

b) gegebenenfalls die erforderlichen Maßnahmen. 

Artikel 5 

Um die Wirtschafts- und Handelslage einer Ware 
zu bestimmen, kann die Kommission die Mitglied- 
staaten ersuchen, ihre Auskünfte über deren Markt- 
lage zu erteilen sowie ihre Ausfuhren nach von ihr 
angegebenen Modalitäten zu überwachen. Die Mit- 
gliedstaaten treffen die erforderlichen Vorkehrun- 
gen, um den Ersuchen der Kommission nachzukom- 
men. Sie teilen dieser die erbetenen Angaben mit. 
Die Kommission unterrichtet die übrigen Mitglied- 
staaten. 


TITEL III 

Schutzmaßnahmen 

Artikel 6 

i. Um einer durch einen Mangel an lebenswich- 
tigen Gütern bedingten Krisenlage vorzubeugen 
oder entgegenzuwirken, kann die Kommission, auf 


Antrag eines Mitgliedstaates oder aus eigener 
Initiative, sofern die Interessen der Gemeinschaft 
ein unverzügliches Eingreifen erfordern sowie unter 
Beachtung der bestehenden internationalen Ver- 
pflichtungen, folgende Maßnahmen treffen: 

a) gewisse Ausfuhren von der Vorlage von Aus- 
fuhrdokumenten abhängig machen, die durch die 
nationalen Behörden ausgestellt oder mit einem 
Sichtvermerk versehen werden; 

b) die Erteilung dieser Dokumente gewissen Bedin- 
gungen unterwerfen, wie z. B. einer Beschrän- 
kung der Gültigkeitsdauer oder ausnahmsweise 
der Widerrufbarkeit, sofern es sich um Ausfuhr- 
genehmigungen handelt; 

c) die Erteilung dieser Dokumente einschließlich der 
eventuell erforderlichen Sichtvermerke der Ver- 
waltung aussetzen. 

2. Die ergriffenen Maßnahmen werden dem Rat 
und den Mitgliedstaaten mitgeteilt; sie sind sofort 
anwendbar. 

3. Ist das Eingreifen der Kommission von einem 
Mitgliedstaat beantragt worden, so faßt sie binnen 
höchstens fünf Arbeitstagen nach Eingang des An- 
trags einen Beschluß. Gibt die Kommission einem 
solchen Antrag nicht statt, so teilt sie dies dem Rat 
unverzüglich mit; dieser kann mit qualifizierter 
Mehrheit anders beschließen. 

4. Jeder Mitgliedstaat kann den Rat mit den er- 
griffenen Maßnahmen binnen zehn Arbeitstagen 
nach ihrer Mitteilung an die Mitgliedstaaten befas- 
sen. Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit eine 
andere Entscheidung treffen. 

5. Wird Absatz 1 angewandt, so unterbreitet die 
Kommission binnen zehn Arbeitstagen nach Inkraft- 
treten ihrer Maßnahme dem Rat einen Vorschlag im 
Sinne von Artikel 7. Befindet der Rat binnen sechs 
Wochen nach Inkrafttreten der Maßnahme der Kom- 
mission nicht über diesen Vorschlag, so gilt die 
Maßnahme als aufgehoben. 

Artikel 7 

1. Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit auf 
Vorschlag der Kommission, unter Beachtung der 
bestehenden internationalen Verpflichtungen und 
sofern die Interessen der Gemeinschaft dies bedin- 
gen, die erforderlichen Maßnahmen treffen: 

— im Falle einer durch einen Mangel lebenswich- 
tiger Güter bedingten Krisenlage; 

— um eine schwerwiegende Störung der Ausfuhren 
durch den Verkauf von Waren zu verhindern, 
die gemeinschaftlichen Qualitätsnormen nicht 
entsprechen; 

— um Praktiken des unlauteren Wettbewerbs zu 
vermeiden; 

— zur Erfüllung internationaler Vereinbarungen 
mit wirtschaftlichen Zwecken. 

Diese Maßnahmen können auf gewisse Bestimmun- 
gen beschränkt werden. 
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2. Bestehen die Maßnahmen in der Einführung 
mengenmäßiger Beschränkungen, berühren sie nicht 
die Waren, die sich bereits auf dem Transport nach 
den Grenzen der Gemeinschaft befinden. Sie werden 
grundsätzlich im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften im Rahmen einer Liste veröffentlicht, 
aus der sich die Gesamtheit aller Waren ergibt, für 
welche Beschränkungen in Kraft sind. 

3. Für die Verwaltung der mengenmäßigen Aus- 
fuhrkontingente findet die Verordnung (EWG) Nr. . . 
des Rates vom . . . über die schrittweise Ein- 
führung eines gemeinsamen Verfahrens für die 
Verwaltung der mengenmäßigen Kontingente An- 
wendung. 

Artikel 8 

1. Ist ein Mitgliedstaat der Auffassung, daß eine 
wie in Artikel 6 Absatz 1 für die Gemeinschaft be- 
schriebene Lage auf seinem Territorium eintritt, 
kann er vorläufig die Erteilung der Ausfuhr- 
dokumente einschließlich der eventuell erforder- 
lichen Sichtvermerke der Verwaltung aussetzen oder 
mengenmäßige Ausfuhrbeschränkungen einführen. 

2. Die Maßnahmen werden der Kommission unver- 
züglich nach ihrer Einführung durch Fernschreiben 
notifiziert. Diese Notifizierung gilt als Antrag im 
Sinne von Artikel 6 Absatz 3. Die Maßnahmen sind 
nur bis zum Inkrafttreten der Entscheidung der Kom- 
mission auf dieser Rechtsgrundlage gültig. 

Artikel 9 

1. Während des Zeitraums, in dem die in Artikel 6 
bis 8 genannten Maßnahmen angewandt werden, 
finden im Ausschuß auf Antrag eines Mitgliedstaa- 
tes oder auf Initiative der Kommission Konsulta- 
tionen statt, um 

a) die Auswirkungen dieser Maßnahmen zu unter- 
suchen, 

b) zu prüfen, ob die Bedingungen für ihre Anwen- 
dung weiterhin gegeben sind. 

2. Stellt die Kommission fest, daß die Maßnahmen 
zu ändern oder aufzuheben sind, so verfährt sie wie 
folgt: 

a) sie ändert unverzüglich ihre Maßnahmen oder 
hebt diese auf, soweit der Rat keine Maßnahmen 
auf Grund von Artikel 6 Absätze 3 oder 4 oder 
des Artikels 7 getroffen hat; sie erstattet dem 
Rat darüber sofort Bericht; 

b) sie schlägt dem Rat in den übrigen Fällen die 
Aufhebung oder die Änderung der von diesem 


2) Die Kommission wird dem Rat demnächst den Vor- 
schlag einer derartigen Verordnung unterbreiten, um 
eine Ausdehnung des Anwendungsbereichs der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 2043/68 des Rates auf alle Kon- 
tingente, sowohl bei der Ein- als auch bei der Ausfuhr, 
zu ermöglichen. 


getroffenen Maßnahmen vor. Der Rat beschließt 
mit qualifizierter Mehrheit. Bestimmt er die Auf- 
hebung oder Änderung mengenmäßiger Be- 
schränkungen, so wird die in Artikel 7 Absatz 2 
erwähnte Liste mittels einer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften be- 
richtigt. 

TITEL IV 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

Artikel 10 

Bis zu dem Zeitpunkt, zu dem der Rat auf Vor- 
schlag der Kommission mit qualifizierter Mehrheit 
eine gemeinsame Regelung für sie eingeführt hat 
sowie vorbehaltlich ihres freien Verkehrs innerhalb 
der Gemeinschaft, findet der in Artikel 1 ausge- 
sprochene Grundsatz der gemeinschaftlichen Libe- 
ralisierung auf die in der Anlage aufgeführten Wa- 
ren keine Anwendung. Ihre Ausfuhr kann . auf Ge- 
meinschaftsebene liberalisiert werden, wenn da- 
durch nicht die Gefahr entsteht, daß eine Lage ein- 
tritt, welche die Anwendung von Artikel 7 recht- 
fertigen würde. 

Artikel 11 

Unbeschadet anderer einschlägiger Vorschriften 
der Gemeinschaft steht diese Verordnung der Ein- 
führung oder Anwendung von Ausfuhrverboten 
oder Beschränkungen der Mitgliedstaaten nicht ent- 
gegen, die aus Gründen der öffentlichen Sittlichkeit, 
Ordnung und Sicherheit, zum Schutz der Gesundheit 
und des Lebens von Menschen, Tieren oder Pflan- 
zen, des nationalen Kulturguts von künstlerischem, 
geschichtlichem oder archäologischem Wert, oder 
des gewerblichen oder kommerziellen Eigentums 
gerechtfertigt sind. 

Artikel 12 

Die Vorschriften der Artikel 2, 3 zweiter Satz, 
5, 6 Absatz 1, Unterabsatz a und c, sowie diejenigen 
der Artikel 8 und 10 finden keine Anwendung auf 
Waren, die der Verordnung Nr. 170/67/EWG ^) oder 
den Verordnungen über die Errichtung gemeinsamer 
Agrarmarktordnungen unterliegen. Die übrigen 
Vorschriften können ergänzend zu jenen Verord- 
nungen angewandt werden. 

Artikel 13 

Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 1969 in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 130 
vom 28. Juni 1967, Seite 2596/67 


Geschehen zu Brüssel, den 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Anlage 


1 

Tarifnummer 


2 

Warenbezeichnung 


06.01 
ex A 


Bulben, Zwiebeln, Knollen, Wurzelknollen und Wurzelstöcke, ruhend, im Wachs- 
tum oder in Blüte: 

— andere als Maiblumenkeime, ruhend 


06.02 
ex A 


Andere lebende Pflanzen und Wurzeln, einschließlich Stecklinge und Edelreiser: 
— Hopfenstecklinge, unbewurzelt 


07.01 

A 


Gemüse und Küchenkräuter, frisch oder gekühlt: 
— Kartoffeln 


07.05 
ex A 


09.01 


A 


Trockene ausgelöste Hülsenfrüchte, auch geschält oder zerkleinert 

— Gartenbohnen, zur Aussaat 

— Speise- und Futtererbsen, zur Aussaat 

— Ackerbohnen, zur Aussaat 

— Puffbohnen, zur Aussaat 

Kaffee, auch geröstet oder entkoffeiniert; Kaffeeschalen und -häutchen; Kaffee- 
mittel mit beliebigem Gehalt an Kaffee: 

— Kaffee 


12.03 


Samen, Sporen und Früchte zur Aussaat 


12.05 


Zichorienwurzeln, frisch oder getrocknet, auch geschnitten, nicht geröstet 


14.01 


B 


Pflanzliche Stoffe der hauptsächlich zur Korb- oder Flechtwarenherstellung ver- 
wendeten Art (Getreidestroh, gereinigt, gebleicht oder gefärbt, Korbweiden, 
Schilf, Bambus, Stuhlrohr, Binsen, Raffiabast, Lindenbast und dergleichen): 

— Bambus, Schilf und dergleichen 


14.05 
ex B 


Waren pflanzlichen Ursprungs, anderweit weder genannt noch inbegriffen: 
Laminarstifte 


21.02 

ex A 


Auszüge oder Essenzen aus Kaffee, Tee oder Mate; Zubereitungen auf der Grund- 
lage solcher Auszüge oder Essenzen: 

— Auszüge oder Essenzen aus Kaffee ohne Zusatz von Kaffee-Ersatz 


23.05 

ex 


Weintrub; Weinstein, roh 

— Weintrub mit einem Weingehalt von weniger als 6 ®/o des Gewichts 


26.03 


Aschen und Rückstände, die Metall oder Metallverbindungen enthalten (aus- 
genommen solche der Tarifnr. 26.02) 


27.09 


Erdöl und öl aus bituminösen Mineralien, roh 


27.10 


A 


Erdöl und öl aus bituminösen Mineralien, ausgenommen rohe öle; Zubereitun- 
gen mit einem Gehalt an Erdöl oder öl aus bituminösen Mineralien von 70 Ge- 
wichtshundertteilen oder mehr, in denen diese öle den Charakter der Waren 
bestimmen, anderweit weder genannt noch inbegriffen: 

— Leichtöle 
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1 

Tarifnummer 


2 

Warenbezeichnung 


B 

ex C 


— - mittelschwere öle 

— Schweröle mit Ausnahme von Schmierölen für Uhrmacherei und dergleichen, 
in kleinen Behältern mit einem Inhalt bis zu 250 g öl netto 


28.38 

A ex II 

29.40 

ex 

31.03 
A I 

37.04 

A ex I 
A ex II 

37.06 

37.07 

ex 

41.01 

41.02 
ex A 

41.09 

43.01 
ex 

44.01 

ex 

44.03 
B 

44.04 
ex B 

44.05 
ex B 

44.07 


Sulfate und Alaune; Persulfate: 

— Kupfersulfat 

Enzyme: 

— Lab von Schafen und Ziegen 

Mineralische oder chemische Phosphatdüngemittel: 

— Thomasphosphatschlacken 

Lichtempfindliche Papiere, Karten und Gewebe, auch belichtet, nicht entwickelt 
— • gelochte Filme mit einer Länge von mehr als 30 m: negative, zwischenpositive 

— gelochte Filme mit einer Länge von mehr als 30 m: positive 

Kinematographische Filme nur mit Tonaufzeichnung, belichtet und entwickelt 
(Negative oder Positive) 

Andere kinematographische Filme, belichtet und entwickelt, Stummfilme und 
Tonfilme (Negative oder Positive); 

— Spielfilme 

Rohe Häute und Felle (frisch, gesalzen, getrocknet, geäschert oder gepickelt) 

Rind- und Kalbleder (einschließlich Büffelleder), Roßleder und Leder von anderen 
Einhufern, ausgenommen Leder der Tarifnr. 41.06 bis 41.08: 

— Rind- und Kalbleder, nur gegerbt 

Schnitzel und andere Abi alle von Leder, Kunstleder, Pergament- und Rohhaut- 
leder, nicht zum Herstellen von Waren aus Leder verwendbar; Lederspäne, Leder- 
pulver und Ledermehl 

Rohe Pelzfelle: 

— von Hasen und Dachsen 

Brennholz in Form von Rundlingen, Scheiten, Zweigen oder Reisigbündeln; Holz- 
abfälle einschließlich Sägespäne: 

— Brennholz, Nadelbrennholz und Holzabfälle von Nadelhölzern 

Rohholz, auch entrindet oder nur grob zugerichtet: 

— andere 

Holz, vierseitig oder zweiseitig grob zugerichtet, aber nicht weiter bearbeitet: 

— andere, ausgenommen von Pappeln 

Holz, in der Längsrichtung gesägt, gemessert oder rundgeschält, aber nicht weiter 
bearbeitet, mit einer Dicke von mehr als 5 mm: 

— andere, ausgenommen von Pappeln 
Bahnschwellen aus Holz: 
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1 

2 

Tarif nummer 

Warenbezeichnung 


46.03 


ex 


Korbmacherwaren und andere Waren, unmittelbar aus Flechtstoffen hergestellt 
oder aus Waren der Tarifnr. 46.01 oder 46.02 gefertigt; Waren, aus Luffa herge- 
stellt 

— Hüllen für sogenannte Fiaschi 


47.02 


Papierabfälle und Pappabfälle; Papierwaren und Pappwaren, alt nur zur Papier- 
herstellung verwendbar 


50.01 


Seidenraupenkokons, zum Abhaspeln geeignet 


54.01 


Flachs, roh, geröstet, geschwungen, gehechelt oder anders bearbeitet, jedoch nicht 
versponnen; Werg und Abfälle (einschließlich Reißspinnstoff), aus Flachs 


70.10 Flaschen, Glasballons, Korbflaschen, Flakons, Industriekonservengläser, Töpfe, 

Tablettengläser und ähnliche Behältnisse zu Transport- oder Verpackungs- 
zwecken, aus Glas; Stopfen, Deckel und andere Verschlüsse, aus Glas 

ex — Glasballons und sogenannte Fiaschi mit einem Fassungsvermögen bis zu 

5 Liter 


71.01 Echte Perlen, roh oder bearbeitet, weder gefaßt noch montiert, auch wenn sie zur 

Erleichterung der Versendung vorübergehend aufgereiht, jedoch nicht einheitlich 
gebrauchsfertig zusammengestellt sind: 

ex — echte Perlen, roh 


71.02 

A 

B ex I b 


Edelsteine und Schmucksteine, roh, geschliffen oder anders bearbeitet, weder 
gefaßt noch montiert, auch wenn sie zur Erleichterung der Versendung vorüber- 
gehend aufgereiht, jedoch nicht einheitlich gebrauchsfertig zusammengestellt sind: 

— ■ roh oder lediglich gesägt, gespalten, rauh geschliffen oder gerieben 
— Diamanten, anders als roh 


B ex II 


— Diamanten zu anderen Zwecken 


71.07 

71.09 

71.11 

72.01 

ex 


Gold und Goldlegierungen, unbearbeitet oder als Halbzeug, auch platiniert: 
Platin, Platinbeimetalle, ihre Legierungen, unbearbeitet oder als Halbzeug: 
Edelmetallasche und -gekrätz; Bearbeitungsabfälle und Schrott, von Edelmetallen 
Münzen 

außer Umlauf gesetzte Münzen 


74.01 


Kupfermatte; Rohkupfer (Kupfer zum Raffinieren und raffiniertes Kupfer); Bear- 
beitungsabfälle und Schrott, aus Kupfer 


75.01 Nickelmatte, Nickelspeise und andere Zwischenerzeugnisse der Nickelherstellung; 

Rohnickel (ausgenommen Anoden der Tarifnr. 75.05); Bearbeitungsabfälle und 
Schrott, aus Nickel: 

ex — Bearbeitungsabfälle und Schrott aus Nickel 


75.03 


ex B 


Bleche, Platten, Tafeln und Bänder, von beliebiger Dicke, aus Nickel; Pulver, 
Flitter, aus Nickel: 

— Flitter aus Nickel 


76.01 

B 


Rohaluminium; Bearbeitungsabfälle und Schrott, aus Aluminium: 
— Bearbeitungsabfälle und Schrott 
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1 

Tarif nummer 

2 

W arenbezeidinung 

77.01 

Rohmagnesium; Bearbeitungsabfälle und Schrott (einschließlich Drehspäne, nicht 
nach Größe sortiert), aus Magnesium: 

B 

— Bearbeitungsabfälle und Schrott 

78.01 

Rohblei (auch silberhaltig); Bearbeitungsabfälle und Schrott, aus Blei: 

B 

— Bearbeitungsabfälle und Schrott 

79.01 

Rohzink; Bearbeitungsabfälle und Schrott, aus Zink: 

B 

— Bearbeitungsabfälle und Schrott 

80.01 

Rohzinn; Bearbeitungsabfälle und Schrott, aus Zinn: 

ex 

— Bearbeitungsabfälle und Schrott 

81,04 

Andere unedle Metalle, roh oder verarbeitet; Cermets, roh oder verarbeitet: 

ex I J I 

— Bearbeitungsabfälle und Schrott von Antimon 

86.09 

Teile von Schienenfahrzeugen 

ex C 

— gebrauchte Radsätze, Achsen, Räder, Radreifen, Radfelden, Radmittelzüge und 
andere Teile von Rädern 

B9.01 

Wasserfahrzeuge, nachstehend weder genannt noch inbegriffen: 

ex 

— Schiffe für Seeschiffahrt 

89.04 

Wasserfahrzeuge zum Abwracken 

91.01 

Taschenuhren, Armbanduhren und ähnliche Uhren (einschließlich Stoppuhren vom 
gleichen Typ) : 

ex 

— Taschenuhren mit Ankerhemmung 

91.07 

Kleinuhr-Werke, gangfertig 

ex 

— Kleinuhr-Werke, gangfertig mit Ankerhemmung 

91.11 

Andere Uhrenteile: 

C 

— Kleinuhrwerke nicht gangfertig 

E 

— Rohwerke für Kleinuhrwerke 

92.10 

Teile und Zubehör für Musikinstrumente (ausgenommen Musiksaiten), einschließ- 
lich gelochte Pappen und Papiere für mechanische Musikinstrumente und ein- 
schließlich Musikwerke für Spieldosen; Metronome; Stimmgabeln und Stimm- 
pfeifen aller Art: 

ex B 

— Zungen, Stimmpfeifen, Stimmplatten, Membranen und Teile davon für Akkor- 
deons 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
über die Anwendung der Verordnung zur Schaffung einer 
gemeinsamen Regelung der Ausfuhren der EWG auf die 
französischen überseeischen Departements 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 227, 

auf Vorschlag der Kommission, 
in der Erwägung, daß die gemeinschaftlichen Be- 
stimmungen über die Schaffung einer gemeinsamen 
Regelung für die Ausfuhren der EWG auch auf die 
französischen überseeischen Departements Anwen- 
dung finden müssen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN 


Artikel 1 

Die Vorschriften der Verordnung (EWG) Nr. , . . 
des Rates vom . . . finden in den französischen über- 
seeischen Departements Anwendung. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 1969 in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Gemäß Artikel 113 des Vertrags wird die ge- 
meinsame Handelspolitik nach Ablauf der Über- 
gangszeit nach einheitlichen Grundsätzen gestaltet; 
dies gilt insbesondere für die Ausfuhrpolitik. Die 
Verwirklichung dieses Zieles setzt die beschleunigte 
Schaffung einer gemeinschaftlichen Regelung auf 
dem Gebiet der Liberalisierung oder eventuellen Be- 
schränkung der Ausfuhren voraus. 

2. Bei ihrer Suche nach einer angemessenen Lösung 
konnte die Kommission einen äußerst hohen ge- 
meinsamen Liberalisierungsstand feststellen, da 
sämtliche Mitgliedstaaten ihre Ausfuhren fast voll- 
ständig liberalisiert haben. Sie glaubt deshalb, daß 
es möglich ist, die Liberalisierung, d. h. das Fehlen 
mengenmäßiger Beschränkungen, zum Grundsatz der 
gemeinschaftlichen Regelung zu erklären und Aus- 
nahmen nur in ausdrücklich definierten Fällen zuzu- 
lassen. 

3. Die liberalste Regelung wäre jedoch unrea- 
listisch, wenn sie nicht eine gewisse Geschmeidig- 
keit besäße, die im Falle von Gefahren die Einfüh- 
rung von Schutzmaßnahmen ermöglicht. Um der- 
artige Gefahren wahrzunehmen, kann eine gewisse 
Überwachung der Ausfuhren durch die nationalen 
Behörden unerläßlich sein. Die Kommission glaubt 
jedoch, daß ihre Anwendung auf Ausnahmefälle be- 
schränkt werden kann. 

4. Es liegt auf der Hand, daß eine wirksame Kon- 
trolle das Bestehen offizieller Ausfuhrdokumente 
voraussetzt. Die einzelstaatlichen Regelungen wei- 
sen in dieser Beziehung Unterschiede auf, da ge- 
wisse Mitgliedstaaten einen Teil ihrer Ausfuhren 
von der Vorlage einer Lizenz abhängig machen, 
während andere sich mit einer einfachen Erklärung 
begnügen, die unter Umständen mit einem Sichtver- 
merk der Verwaltung versehen sein muß. 

Diese Dokumente verfolgen trotz ihrer unterschied- 
lichen Rechtsnatur das gemeinsame Ziel, genaue An- 
gaben über die Ausfuhrbedingungen zu liefern. Die 
Kommission glaubt, daß der gleiche Zweck auf Ge- 
meinschaftsebene durch Schaffung eines gemein- 
schaftlichen Informationsverfahrens erreicht werden 
kann, das sich auf von Fall zu Fall zu bestimmende 
und mittels der nationalen Ausfuhrdokumente zu er- 
langende Angaben bezieht. Auf diese Weise erüb- 
rigt sich im gegenwärtigen Zeitpunkt die Einführung 
eines gemeinschaftlichen Formulars, dessen An- 
nahme eine Änderung der nationalen Verwaltungs- 
praktiken bedingte. 

Die vorläufige Aufrechterhaltung des Status quo er- 
scheint jedoch nur vertretbar, wenn die Unterschiede 
in der Rechtsnatur der einzelstaatlichen Ausfuhr- 
dokumente nicht dazu führen können, Verkehrs- 
verlagerungen innerhalb der Gemeinschaft hervor- 
zurufen. Derartige Verlagerungen wären zu befürch- 


ten, wenn im Falle der Festsetzung mengenmäßiger 
Beschränkungen durch die Gemeinschaft die Expor- 
teure gewisser Mitgliedstaaten weiterhin unter Vor- 
lage ihnen unwiderruflich erteilter Ausfuhrlizenzen 
umfangreiche Transaktionen mit Anziehungskraft auf 
die Bestände anderer Mitgliedstaaten tätigen könn- 
ten, während deren Exporteure plötzlich jeden Aus- 
fuhrrechts beraubt wären, da ihre Ausfuhrdoku- 
mente, sofern sie überhaupt erteilt wurden, keinerlei 
Anspruch auf Ausfuhr garantieren. 

Artikel 115 könnte natürlich einen Ausweg aus der- 
artigen Situationen schaffen. Die Kommission glaubt 
jedoch, daß es vorzuziehen ist, eine gewisse Koordi- 
nierung der nationalen Verfahren vorzunehmen, die, 
insbesondere nach dem Ende der Übergangszeit, das 
Entstehen von Situationen vermeiden würde, die 
eine Inanspruchnahme dieser Vorschrift rechtferti- 
gen könnten. 

Es wird deshalb vorgeschlagen, daß die Kommission 
informiert wird, sobald ein Mitgliedstaat ein außer- 
gewöhnliches Ansteigen der Anträge auf Ausfuhr- 
genehmigungen feststellt, welches die Einführung 
von Schutzmaßnahmen erforderlich machen könnte. 
Ferner scheint es notwendig, daß die Ausfuhrlizen- 
zen ausnahmsweise einen Widerrufsvorbehalt ent- 
halten, sofern die Interessen der Gemeinschaft dies 
bedingen. 

Von diesen besonderen Bestimmungen abgesehen, 
könnten die Mitgliedstaaten vorläufig frei bleiben, 
die Rechtsnatur der Ausfuhrdokumente nach ihrem 
Gutdünken zu bestimmen. 

5. Was das Verfahren zur Einführung von Schutz- 
maßnahmen angeht, hat die Kommission sich weit- 
gehend von den Grundzügen der anderen handels- 
politischen Verordnungen sowie ihres jüngsten 
Vorschlags über die Schaffung einer gemeinsamen 


— Verordnung (EWG) Nr. 459/68 des Rates vom 

5. April 1968, über den Schutz gegen Praktiken von 
Dumping, Prämien oder Subventionen aus nicht 
zur EWG gehörenden Ländern, Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. L 93/68, S. 1 

— Verordnung (EWG) Nr. 2041/68 des Rates vom 

10. Dezember 1968 zur Aufstellung einer gemein- 
samen Liste für die Liberalisierung der Einfuhren 
in die Gemeinschaft gegenüber dritten Ländern, 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 
L 303/68, S. 1 

— • Verordnung (EWG) Nr. 2043/68 des Rates vom 

10. Dezember 1968 über die schrittweise Einführung 
eines gemeinsamen Verfahrens für die Verwaltung 
der mengenmäßigen Kontingente bei der Einfuhr in 
die Gemeinschaft, Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften Nr. L 303/68, S. 39 

— • Verordnung (EWG) Nr. 2045/68 des Rates vom 

10. Dezember 1968 zur Einführung eines Sonder- 
verfahrens bei der Einfuhr bestimmter Waren aus 
bestimmten dritten Ländern, Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften Nr. L 303/68, S. 43 


10 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/4686 


Einfuhrregelung für mengenmäßigen Beschränkun- 
gen nicht unterworfene Waren aus Staatshandels- 
ländern inspirieren lassen. 

So wird vorgesehen, daß die Kommission nach 
Durchführung von Konsultationen auf Gemein- 
schaftsebene befugt wäre, notwendigenfalls gewisse 
Eilmaßnahmen zu ergreifen, die vorläufiger Natur 
und ohne Bindungswirkung für die spätere Haltung 
des Rates wären. Diesem würde es obliegen, die 
endgültige Politik der Gemeinschaft festzulegen. 
Maßnahmen mit Auswirkung auf die Ausfuhren 
könnten nur unter Beachtung der bestehenden inter- 
nationalen Verpflichtungen eingeführt werden. Den 
Mitgliedstaaten werden auf nationaler Ebene ge- 
wisse vorläufige Handlungsmöglichkeiten Vorbe- 
halten, die ihnen erlauben, Krisensituationen zu be- 
gegnen. 

6. Was die Waren anbetrifft, die im gegenwärtigen 
Zeitpunkt mengenmäßigen Beschränkungen in den 
verschiedenen Mitgliedstaaten unterliegen, hat die 
Kommission ihrer besonderen Lage Rechnung tra- 
gen wollen. Es liegt auf der Hand, daß sie Gegen- 
stand einer Vereinheitlichung entweder im Sinne 
der Liberalisierung oder der Einführung mengen- 
mäßiger Beschränkungen auf Gemeinschaftsebene 
bilden müssen. Die Kommission sieht deshalb die 
für sie vorgeschlagene Lösung als rein vorläufig an. 


-) Dokument KOM (69) 498 endg. 


7. Im Übrigen schlägt die Kommission vor, die 
Befugnis der Mitgliedstaaten zur Einführung von 
Ausfuhrbeschränkungen in den Fällen aufrechtzu- 
erhalten, in denen Artikel 36 des Vertrags ihnen 
gestattet, den Freiverkehr innerhalb der Gemein- 
schaft zu beschränken. Es liegt auf der Hand, daß 
dadurch keinesfalls die Anwendbarkeit der übrigen 
Bestimmungen des Vertrags präjudiziert wird, 
welche ihnen gewisse Handlungsmöglichkeiten auf 
nationaler Ebene belassen, wie z. B. die Artikel 108, 
109, 223 § 1 b), 224 und 234. 

8. Hinsichtlich der von der Verordnung erfaßten 
Waren ist die Kommission der Auffassung, daß sie 
sowohl den gewerblichen als auch den landwirt- 
schaftlichen Sektor umfassen sollten. Für Landwirt- 
schaftswaren müßte die Verordnung ergänzend zu 
den Verordnungen über die Errichtung gemeinsamer 
Marktorganisationen sowie zur Verordnung Nr. 
170/67/EWG Anwendung finden, mit Ausnahme 
derjenigen ihrer Vorschriften, die auf Grund der in 
jenen Verordnungen enthaltenen Schutzklauseln 
überflüssig wären. 

9. Schließlich sollte die Verordnung in den fran- 
zösischen überseeischen Departements Anwendung 
finden. Die Kommission schlägt dem Rate vor, eine 
dementsprechende Verordnung zu genehmigen. 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 130 

vom 28. Juni 1967, Seite 2596/67 
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